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Drucksache IV/2717 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Obergrenzen für Wohnbeihilfen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 

Das Gesetz über Wohnbeihilfen vom 29. Juli 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 508) wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 2 sind nach der Verweisung „§ 3" 
die Worte „oder der an seine Stelle tretenden 
Vorschrift" einzufügen. 

2. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird das Semikolon durch 
einen Punkt ersetzt. Die folgenden Worte wer- 
den gestrichen. 

3. § 43 erhält folgende Fassung: 

«§ 43 

Rechtsverordnung über Obergrenzen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Reditsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Obergrenzen für die zu berücksich- 
tigenden Mieten und Belastungen (§ 14) für den 
Quadratmeter Wohnfläche im Monat festzuset- 
zen. 

(2) Die Obergrenzen sind nach Ortsklassen, 
nach Art, Alter und Ausstattung der Wohnungen 
zu staffeln; bei Gemeinden von 100 000 und mehr 
Einwohnern sollen sie auch nach der Gemeinde- 
größe gestaffelt werden. 

(3) Die Obergrenzen sollen den Bundesdurch- 
sdinitt der nach § 72 Abs. 7 Satz 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes bestimmten Höchstsätze 
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für die Mieten des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaus bei Wohnungen, die bis zum 
20. Juni 1948 bezugsfertig geworden sind, nicht, 
bei Wohnungen, die nach dem 20. Juni 1948 
bezugsfertig geworden sind, um höchstens ein 
Drittel übersteigen. Als Höchstsätze sind die 
Beträge maßgebend, die sich nach dem Wegfall 
befristeter Darlehen oder Zuschüsse im Sinne 
von § 42 Abs. 6 des Zweiten Wohnungsbauge- 
setzes ergeben. Bei der Durchschnittsberechnung 
sind die Einwohnerzahlen der Länder zu be- 
rücksichtigen. 

(4) Solange die Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1 nicht ergangen ist, gelten die von den 
Landesregierungen auf Grund von § 43 des Ge- 
setzes in der Fassung vom 29. Juli 1963 erlasse- 
nen Vorschriften über die Obergrenzen." 

4. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

Erstattung der Wohnbeihilfen 

Wohnbeihilfen (§ 1), die von einem Land ge- 
zahlt worden sind, werden ihm vom Bund jähr- 
lich zur Hälfte erstattet." 

5. In § 54 ist nach Nummer 1 folgende Nummer 1 a 
einzufügen: 

,1 a. In § 43 Abs. 3 wird das Datum „20. Juni 
1948" durch „24. Juni 1948" ersetzt.' 

6. In § 56 erhält Nummer 4 folgende Fassung: 

,4. § 43 Abs. 3 gilt mit folgenden Maßgaben: 

a) Anstelle der im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes nach § 42 Abs. 7 Satz 1 
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des Zweiten Wohnungsbaugesetzes be- 
stimmten Höchstsätze für die Mieten des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
baus treten im Saarland die von der für 
das Wohnungs- und Siedlungswesen zu- 
ständigen obersten Landesbehörde be- 
stimmten Höchstsätze für den öffentlich 
geförderten Wohnungsbau; 

b) anstelle des § 42 Abs. 6 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes tritt im Saarland § 24 
Abs. 6 des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland; 

c) anstelle des Datums „20. Juni 1948" tritt 
im Saarland das Datum „1. April 1948".' 


§ 2 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4- Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Redits- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 10. November 1964 


Dr. Barzel und Fraktion 



